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Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigterz „„„o„°„„„°°„oooooa° „„„„„„ °

Der 2° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 180 Dezember 1969 durch

Senatspräsident B r a c k m a n n
— Vorsitzender -‚

Bundesrichter Dr° B a r e s e l und

Bundesrichter Dr° K a l s e r ‚
'

Bundessozialrichter Dr° S p r i c k und
Bundessozialrichter H e n n l n g e r

für Recht erkannte

Die Urteile des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 46„ Mai 4967 und des Sozialgerichts Hannover ‘

vom 27„ April 1965 werden aufgehoben°

Die Klage wird abgewiesen°
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Der Rechtsstreit wird darum geführt, ob die Beklagte eine

von der Klägerin erbrachte Ersatzleistung zu erstatten hato

Die Beklagte zeigte mit "Schreiben vom 490 Oktober 4956 der
Klägerin an, daß ihr Versicherter Franz W ü■::n‘infolge

eines Arbeitsunfalls seit dem 45„ Oktober 4956 behandlungs—

bedürftig und arbeitsunfähig sei„ Das Unternehmen erstattete

am 220 November 4956 Unfallanzeigeo Die Klägerin ersetzte

der Beklagten am 9° August 4957 für die von dieser in der
Zeit vom 27„ November bis 50° Dezember 4956 aufgewendeten

Kosten für ambulante Behandlung und Krankengeld den Betrag

von 220,—— DM°

Als die Beklagte am Ende des Jahres 4958 an die Klägerin

herantrat, weil ihr Versicherter ein Heilmittel benötige,

kam die Klägerin aufgrund der von ihr eingeleiteten Ermitt»

lungen zu dem Ergebnis, daß die im Jahre 4956 behandelte

Erkrankung nicht die Folge eines Arbeitsunfalls seio Dies

wird von der Beklagten nicht in Abrede gestellt„

Mit Schreiben vom 220 Mai 4959 forderte die Klägerin die

Beklagte auf‚ ihr den zu Unrecht überwiesenen Betrag von
220‚—— DM zu erstatteno In der Folgezeit kam es zwischen

ihnen zu einem ausgedehnten Schriftwechsel° Die Beklagte

ist der Ansicht, daß die Klägerin die nach 5 4509 a Abs() 2
geltende Frist des 5 4509 Abs„ 5 der Reichsversicherungs—

ordnung (in der bis zum Inkrafttreten des Unfallversiche—
rungs—Neuregelungsgesetzes geltenden Fassung —RVO aF)

nicht eingehalten habe und im übrigen der Anspruch nach

* 29 Abso 5 BVG verjährt seio
\

...}...
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Schließlich hat die Klägerin am 2° Juni 4962 beim Sozial—

gericht (SG) Hannover Klage erhoben° Das SG hat am 27°
April 4965 die Beklagte verurteilt, den irrtümlich ersetzten

Betrag von 220‚—— DM an die Klägerin zurückzuzahlen; die

Berufung hat es zugelassen°

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen hat durch Urteil

vom 460 Mai 4967 die Berufung der Beklagten gegen die Ent—
scheidung des ErStgerichts zurückgewieseno Zur Begründung

hat es im wesentlichen ausgeführts

Übereinstimmung bestehe zwischen den Beteiligten darin, daß

die Erkrankung des Versicherten Uc:;z:: nicht die Folge

eines Arbeitsunfalls seio Deshalb habe der Beklagten kein

Anspruch auf Ersatz der ihrem Versicherten gewährten

Leistungen gegen die Klägerin zugestanden° Die Klägerin

habe somit an die Beklagte ohne Rechtsgrund geleisteto Ihr

Anspruch auf Rückgewähr stütze sich allerdings nicht auf
5 4509 a RVO aF, weil der Sachverhalt dieser Vorschrift

nicht gegeben sei, sondern auf den für das bürgerliche

Recht in den 55 812 ff des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB)

ausgesprochenen und im öffentlichen Recht auch ohne eine

ausdrückliche Normierung anerkannten Grundsatz, daß Leistun—

gen, die eines rechtlichen Grundes entbehrten9 zu erstatten
seien° Insoweit bestehe für die Klägerin nicht die — von ihr

nicht eingehaltene — Anzeigefrist des 5 1509 Abs° 5 BVG aFo

Entgegen der Meinung der Beklagten komme ihr die Verjäh—

rungsvorsohrift des 5 29 Abs° 5 BVD nicht zugute, denn es
handele sich nicht um einen Anspruch auf Leistungen im

Sinne dieser Vorschrift und es liege auch kein Ersatzan—

spruch vor, welcher die Natur des Leistungsanspruchs des

Versicherten teileo Für den im vorliegenden Fall erhobenen

Anspruch auf Rückgewähr einer Ersatzleistung gelte vielmehr

die allgemeine Verjährungsfrist von 50 Jahren°

Das LSG hat die Revision zugelassen°
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Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt und es im
wesentlichen wie folgt begründetg

Der Anspruch der Klägerin sei nach 5 4509 a Abs° 2 ionmo

% 4509 Abs° 5 RVG aF ausgeschlossen, denn unter dem Begriffs

Aufwendungen und Leistungen im Sinne jener Vorschrift könne

' auch die Erstattung an einen Träger der Krankenversicherung

verstanden werden, Überdies sei der Anspruch in entsprechen—

der Anwendung des 5 225 Abs, 4 RVOverjährt, denn es wäre
sonst nicht verständlich, daß nach dieser Vorschrift eine
Krankenkasse zwar ihrem Versicherten und — nach der Recht—

sprechung des Bundessozialgerichts (BSG 24, 260) — auch
einer ersatzberechtigten Krankenkasse nach Ablauf von 2

Jahren die Einrede der Verjährung entgegenhaltbn—könne,

für ihren Ersatzanspruch gegenüber einem Träger der Unfa117

versicherung aber die 4—jährige Verjährungsvorschrift des

% 29 Abs, 5 EVO gelten solle, Auf jeden Fall sei die alle
gemeine Verjährungsvorschrift des 5 29 Abs„ 5 EVO, welche

sich nicht nur auf Leistungen der Versicherungsträger an
Versicherte, sondern auch auf Ansprüche der Versicherungs—

träger untereinander beziehe, anzuwenden,

Die Klägerin hält das angefochtene Urteil für zutreffend,

Die Beklagte beantragt,

die Entscheidungen der Vorinstanzen aufzuheben

und die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 424 Abso

2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°
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II

Die Revision ist begründet, da die Beklagte sich zu Recht

auf die Verjährung des von der Klägerin erhobenen Anspruchs

beruft°

Zutreffend ist das LSG allerdings davon ausgegangen, daß

der Anspruch der Klägerin sich nicht auf 5 4509 a RVO aF

gründet, somit — entgegen der Ansicht der Beklagten — die

nach Absatz 2 dieser Vorschrift geltende Ausschlußvorschrift

des 5 4509 Abs() } RVO aF dem Klagebegehren nicht entgegen—

steht„ Die Klägerin hat gegen die Beklagte keinen Ersatz—

anspruch nach 5 4509 a RVGaF, weil sie dem Versicherten
keine Leistungen im Sinne dieser Vorschrift gewährt hat,

Sie fordert vielmehr die Rückgewähr einer zwecks Befriedi—

gung eines Ersatzanspruchs erbrachten Leistung, die sie -wie

zwischen den Beteiligten unstreitig ist- in der rechtsirr-
tümlichen Annahme, daß die Voraussetzungen des 5 4509 Abs°

4 RVO aF erfüllt seien, getätigt hato Der Erstattungs—

anspruch der Klägerin ist in der BVG, insbesondere in

‘deren 50 Buch, allerdings nicht geregelt° Dies hat aber nicht

zur Folge, daß es an einer Rechtsgrundlage für das Klage—

begehren fehlto Die Klägerin macht einen auf den Grund—

sätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts beruhenden

öffentlich—rechtlichen Erstattungsanspruch geltend, für

den die bürgerlich—rechtlichen Vorschriften über die unge—

rechtfertigte Bereicherung auch nicht sinngemäß als Regelung

eines allgemeinen Rechtsgedankens gelten° Dieses Rechtsinsti—

tut findet nach der ständigen Rechtsprechung des erkennenden
Senats auch im Recht der Sozialversicherung Anwendung

(BSG 46, 454, 456 ff; 46, 222, 225; Brackmann, Handbuch
der Sozialversicherung, Stand 45°8°4969, Band III, SO 966 m ff),

An der Durchsetzung dieses Anspruchs besteht nach der

Rechtsprechung des Senats auch ein überwiegendes öffent—

liches Interessen, wenn er von einem Träger der Sozialver—

sicherunggggen eine andere öffentlich—rechtliche Körper-

schaft erhoben wird (BSG 25, 245, 248)° Er steht nicht etwa
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nur einem Träger der gesetzlichen Unfallversicheruni gegen
einen Träger der gesetzlichen Krankenversicherung zu; auch

eine Krankenkasse kann den von ihr geleisteten Ersatz zu—
rückfordern‚ wenn sich nachträglich herausstellt‚ daB die

Krankheit, wegen der der Träger der Unfallversichorung

einem Versicherten Leistungen gewährt und die Krankenkasse

Ersatz geleistet hat, doch die Folge eines Arbeitsunfalls

ist (Brackmann, aaO‚ 80 966 n mit Nachweisen)° Dem von der

Klägerin geltend gemachten Anspruch steht auch nicht die

Vorschrift des 5 4540 RVG entgegen; welche den Träger der

Unfallversicherung zur Ersatzleistung an die Krankenkasse

selbst dann verpflichtet; wenn die Krankenkasse dem Ver—

letzten Leistungen bewilligt hat‚ obwohl kein Arbeitsunfall

vorliegt° Die Klägerin hat die Beklagte nicht mit der Durch«

führung eines Heilverfahrens nach dieser Vorschrift beauf-
tragt, sondern nur fremde Aufwendungen ersetzt°

Die Beklagte macht indessen mit Recht die Verjährung des

Anspruchs geltendo Erstattungsansprüche sind die Kehrseite

von Ansprüchen auf die entsprechende Leistung° Aus dieser

engen Beziehung zwischen Leistungs— und Erstattungsanspruch

hat bereits das Reichsversicherungsamt (BVA) gefolgert, daB

der Erstattungsanspruch derselben Verjährungsfrist unter—A

liegt (GE Nr„ 4822, AN 4934; IV 579; GE 5028, AN 4956‚ IV

525; GB 5275, AN 4959 IV 454; GB 5577, AN 4940 II 249)°

Dieser Rechtsprechung ist das BSG gefolgt (BSG 20‚ 262;
24, 260, 264 ff), allerdings nicht — wegen der besonderen

dort gegebenen Rechtslage — für das Gebiet der Kriegsopfcrm

versorgung (SozR Nr[) 2 zu 5 24 BVG)° Der von der Beklagten

seinerzeit geltend gemachte, von der Klägerin irrtümlich

befriedigte Ersatzanspruch nach 5 4509 Abso 4 RVG aF ver—
'jährt gemäß 5 29 Abs° 5 EVO in 4 Jahren° Zu den Leistungen

im Sinne dieser Vorschrift zählen auch die im 50 Buch der

5 BVG geregelten Ersatzan5prüche (EVA9 ArbVers 4958, 279;
EuM 42, 442; OVA Würzburg, Breithaupt 4958; 76‚ 84;
Lauterbach, Gesetzliche Unfallversicherung, 5° Aufl„‚ Stand

_7_
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März 4969, Anm„ 40 q zu 5 4504 RVG, S° 4569; Brackmann,

aaO, S„ 965; Bossmann, Die Beziehungen zwischen Kranken—

versicherung und Unfallversicherung, 4964, S0 442)° Bei

der nach der Rechtsprechung des BSG (BSG 24‚ 260) im Ver—

hältnis zwischen Krankenkassen entsprechend anzuwendenden

Vorschrift des 5 225 RVG handelt es sich um eine im 20 Buch

der RVO befindliche Sondervorschrift, welche lediglich

für Ansprüche aus dem Gebiet der gesetzlichen Krankenver-

sicherung der allgemeinen — im 4° Buch enthaltenen — Ver—

jährungsvorschrift des @29_RVOvorgehto Der Auffassung
des Berufungsgerichts‚ daß der Anspruch der Klägerin erst

in 50 Jahren verjähre‚ kann deshalb nicht gefolgt werden„

Sie könnte sich allerdings auf die Rechtsprechung des BVA
stützen (Breithaupt 4952, 644)0 Dieses hat jedoch unzu—
treffenderweise angenommen, daß es sich in einem solchen

Fall um einen Anspruch aus ungerechtfertigter Bereicherung

handele (ebenso Podzun/Adolph‚ Zusammenarbeit‚ Ersatzan—

sprüche und Streitverfahren zwischen Krankenkassen und

Berufsgenossenschaften, 4965, SO 97; Bossmann, aaO, So 440)°

Die Verjährung hat mit dem Zeitpunkt der — rechtsirrtüm-

lichen — Befriedigung des Ersatzanspruchs der Beklagten

begonnen; die 4—jährige Verjährungsfrist des 5 29 Abs° 5 EVO

war somit im Zeitpunkt der Klageerhebung bereits abgelaufeno

Die von der Klägerin an die Beklagte mehrfach gerichteten

Aufforderungen zur Zahlung des strittigen Betrages und der
daraus sich entwickelnde, sich über Jahre hinziehende

Schriftwechsel sind nicht als Rechtsverfolgungshandlungen

im Sinne der — entsprechend anzuwendenden — Vorschrift des

% 209L*BGBanzusehen (RVA‚ GENr„ 1544, AN 4940‚ 644, 647;
GE Nr° 2564, AN 49475 544, 545 ff; GE Nr„ 4822, aaO, 80580)„

Die tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts
lassen aueh nicht den Schluß zu, daß die Geltendmachung

der Verjährung seitens der Beklagten gegen Treu und Glauben

verstößt° '

Deshalb war unter Aufhebung der Entscheidungen der Vorin—
stanzen die Klage abzuweisen°

_ g _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-8—

Eine Kostenent30heidung war in dieser Streitsache nicht

zu treffen (5 195 Abs9 4 SGG)°
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